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Entscheidung der Obersten Denkmalbehörde nach § 24 Absatz 6 Satz 2
des nordrhein-westfälischen Denkmalschutzgesetzes
hier: Düsseldorf, Düsseldorfer Gasbeleuchtung

Sehr geehrte Frau Landesdirektorin,
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nach § 24 Absatz 6 Satz 2 des nordrhein-westfälischen. Denkmalschutzgeset-
zes hat der Landschaftsverband das Recht, im Zuge eines bestehenden Dis-
senses mit einer Unteren Denkmalbehörde die unmittelbare Entscheidung der
Obersten Denkmalbehörde herbeizuführen. Von diesem Recht haben Sie -
über Ihr Denkmalfachamt - am 17. Oktober 2024 Gebrauch gemacht.

*Anlass der Herbeiführung war der fachliche Dissens Ihres Fachamtes mit der
Unteren Denkmalbehörde der Landeshauptstadt Düsseldorf im Erlaubnisver-
fahren nach § 9 DSchG NRW zu dem vom Amt für Verkehrsmanagement der
Landeshauptstadt Düsseldorf beantragten Wechsel von 4.017 Gaslaternen
auf einen Strombetrieb in den Sektionen 7 bis 12 des denkmalgeschützten
städtischen Gaslaternennetzes.

Nach Eingang des Anrufungsschreibens wurde der Sachverhalt in der Obers-
ten Denkmalbehörde des Landes Nordrhein-Westfalen ermittelt. Eine Anhö-
rung fand in meinem Hause am 11. Dezember 2024 statt; alle Beteiligten
wurde die Gelegenheit gegeben, sich zu den für die Entscheidung erheblichen
Tatsachen mündlich zu äußern.

Auf Grund rechtlicher und fachlicher Abwägung und Gewichtung der insge-
samt vorgebrachten Argumente wurde durch die Oberste Denkmalbehörde
festgestellt, dass die Entscheidungsabsicht der Unteren Denkmalbehörde der
Landeshauptstadt Düsseldorf, nämlich die denkmalrechtliche Erlaubnis für die
beantragte Maßnahme zu erteilen, nicht zu beanstanden ist.

Die Entscheidungsabsicht der Unteren Denkmalbehörde der Landeshaupt-
stadt Düsseldorf ist vorliegend Ergebnis einer ordnungsgemäßen Abwägung
der Belange des Denkmalschutzes mit den konkurrierenden öffentlichen Be-
langen nach § 9 Absatz 3 DSchG NRW.

Nach § 9 Absatz 3 DSchG NRW ist eine Erlaubnis zur Veränderung oder Be-
seitigung des Denkmals zu erteilen, wenn Belange des Denkmalschutzes nicht
entgegenstehen oder ein überwiegendes öffentliches Interesse die Maß-
nahme verlangt. Bei der Entscheidung sind insbesondere auch die Belange
des Wohnungsbaus, des Klimas, des Einsatzes erneuerbarer Energien sowie
der Barrierefreiheit angemessen zu berücksichtigen.
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Ich weise darauf hin, dass mit der Erlaubniserteilung über den weiteren Um-
gang mit dem Denkmal „Düsseldorfer Gasbeleuchtung" nicht entschieden wor-
den ist.

Diesbezüglich ergeht bereits jetzt mein folgender Hinweis: Aufgrund der nati-
onalen Bedeutung des Denkmals erweist es sich als geboten, eine umge-
hende kritische denkmalrechtliche und denkmalfachliche Revision des Mas-
terplans „Energieeffiziente und historische Straßenbeleuchtung" durchzufüh-
ren, mit dem Vorsatz eine angemessene Vereinbarung der Belange des Denk-
malschutzes und der Denkmalpflege mit den strategisch gesetzlichen Zielen
zu erreichen.

Abschließend: Der Denkmalschutz und die Denkmalpflege liegen im öffentli-
chen Interesse. Sie sind weder das Hindernis einer zur Bewältigung der Her-
ausforderungen der Zeit gerichteten Stadtentwicklung noch die geeigneten In-
strumente für die Bewältigung der stadtgesellschaftlichen Debatte.

Mit freundlichem Gruß

Ina Scharrenbach MdL
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